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A� Von Tilmann Rave 
uf Grund der dramatischen Lage öffent-
licher Haushalte steht Subventionsabbau 

politisch derzeit wieder hoch im Kurs. An sich 
scheint das Subventionsthema aber – abgesehen 
von der allgemeinen Verschärfung der finanzpoli-
tischen Situation – zunächst wenig Neuheitswert 
zu bieten, wurde Subventionsbeherrschung und 
Subventionsabbau doch schon in den 70er Jahren 
als „finanzpolitischer Evergreen“ bezeichnet. Ver-
gleichsweise neu ist aber in der bundesdeutschen 
Diskussion das Interesse an einer Reform um-
weltschädlicher beziehungsweise ökologisch kon-
traproduktiver Subventionen. Nicht zuletzt im 
Zuge verstärkter Bemühungen auf internationaler 
Ebene wie etwa durch UN, OECD und zuletzt auch 
der Europäischen Kommission sowie zahlreicher 
wissenschaftlicher Veröffentlichungen drängen 
inzwischen insbesondere Bündnis 90/ Die Grünen 
darauf, dieses Thema zu einem echten politischen 
„issue“ zu machen (1). 

 �Rasenmäher oder Seziermesser?
In der aktuellen Subventionsdiskussion ist aller-
dings umstritten, welche Reformstrategie die bes-
sere ist. Einerseits wird ein linearer, gleich hoher 
pauschaler Abschlag auf alle Subventionen, auch 
Rasenmähermethode genannt, gefordert. Ande-
rerseits wird für den gezielten Abbau einzelner 
Vergünstigungen nach einer möglichst systema-
tischen und kriteriengeleiteten Prüfung plädiert. 
An Umweltgesichtspunkten ausgerichtete Reform-
vorschläge legen das Verfahren der Einzelfallprü-
fung nahe. Ein linearer Subventionsabbau mag 
zwar eher die Merklichkeitsschwelle überschrei-
ten und teilweise auch zu schnelleren „Lösungen“ 
führen, ist andererseits aber kaum als „Re-
formstrategie“ zu verstehen und immer mit einem 
Verzicht auf politische Schwerpunktsetzung ver-
bunden. Neben den Budgeteffekten werden etwa 

andere Wirkungen von Subventionen – wie zum 
Beispiel die positiven oder negativen Wirkungen 
auf den Umweltschutz – gar nicht oder eher zufäl-
lig berücksichtigt. Zudem wird suggeriert, dass 
alle Subventionen gleichermaßen schädlich sind. 
Eine Reihe von Studien zeigt jedoch, dass diffe-
renzierte Beurteilungen notwendig und auch 
möglich sind (2). Weitere Schwierigkeiten der 
Rasenmähermethode – gerade bei Steuervergün-
stigungen – ergeben sich durch 
● unterschiedliche rechtliche Restriktionen bei 
einzelnen Subventionstatbeständen,
● dem Abstimmungsbedarf zwischen den Gebiets-
körperschaften,
● die technische Ausgestaltung des Subventions-
abbaus und 
● unterschiedliche Vorstellungen über die Reich-
weite des Subventionsbegriffs und damit auch der 
Basis der zu kürzenden Subventionen.
Allerdings könnte der lineare Abbau finanzpoli-
tisch schlicht unabdingbar werden. Die dadurch 
erzeugte Aufmerksamkeit in Form einer Initial-
zündung ließe sich aber ebenfalls für umwelt-
politische Anliegen nutzbar machen.Möglich 
wäre, dass auf Steuerungsdefizite der globalen 
Abbaustrategie hingewiesen wird oder voraus-
schauend konzeptionell und inhaltlich eine ge-
zielte Reformstrategie weiterentwickelt wird.

 �Schwächen aus umweltpolitischer 
Sicht

Die bundesdeutsche Subventionspolitik wird 
insbesondere ihrer ordnungspolitischen und 
rechtlichen Defizite wegen kritisiert. Zwar spie-
len hier Umweltgesichtspunkte zunächst eine 
untergeordnete Rolle, dennoch können in die-
sem Kontext auch die zentralen Schwächen der 
Subventionspolitik aus Umweltsicht konkretisiert 
werden (3). Zu nennen sind vor allem

● die Unklarheit über einzelne mit Subventionen 
verfolgte Ziele und das Verhältnis der Subventi-
onsziele zueinander und
● die mangelnde Institutionalisierung des Um-
gangs mit ökologisch schädlichen Nebenwir-
kungen von Subventionen.
Wenn Subventionsziele nicht genannt, nicht aus-
reichend operationalisiert oder nicht aufeinander 
abgestimmt sind, leidet die Transparenz. Der Be-
zug zum Nachhaltigkeitsleitbild und die langfri-
stige Ausrichtung staatlicher Tätigkeit droht aus 
dem Blickfeld zu geraten, wenn – wie häufig in 
der Subventionspolitik – implizit getroffene Ent-
scheidungen auf politischer und administrativer 
Ebene dominieren. Altgediente Subventionen kön-
nen politische Schwerpunktverschiebungen – 
nicht zuletzt zu Ungunsten des Umweltschutzes – 
leichter überleben. Auch die Dosierung und Aus-
gestaltung von Subventionsprogrammen lässt sich 
nicht mehr angemessen steuern. Unerwünschte 
ökologische Nebenwirkungen werden dann höch-
stens zufällig oder aber erst nachträglich „be-
rücksichtigt“, sofern nicht explizit gegen umwelt-
rechtliche Vorschriften verstoßen wird. 
In ähnlicher Weise gibt es auf der Ebene der po-
litischen Entscheidungsstrukturen bislang keine 
institutionellen Vorkehrungen, mit denen syste-
matisch potenzielle negative Umweltwirkungen 
von Subventionen ins Auge gefasst werden kön-
nen. Nebenwirkungen können damit unerwartet 
oder unbemerkt auftreten. 

 �Mehrstufige Umweltfolgen
abschätzung 

Vor dem Hintergrund bestehender Schwachstellen 
bietet es sich an, subventionspolitische Reformen 
in Gang zu setzen, die auf die Besonderheiten des 
Umweltschutzes zugeschnitten sind, zugleich aber 
den breiteren ordnungspolitischen und recht-
lichen Kontext im Auge behalten. Vorbild und 
analytischer Rahmen für einen umweltorientierten 
Reformprozess könnte die jüngst verabschiedete 
EU-Richtlinie zur strategischen Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (SUP) sein, mit der Auswir-
kungen von Plänen, Programmen und Politiken 
auf die Umwelt überprüft werden sollen. Zwar 
bezieht sich die Richtlinie nicht explizit auf Sub-
ventionen und klammert Finanz- und Haushalts-
pläne sogar ausdrücklich aus. Allerdings werden 
mit dem Konzept der SUP bestimmte Verfahrens-
schritte beschrieben, die sich auch auf Subventi-
onen anwenden lassen. Dabei ist weniger an ein 
universal anwendbares Schema für alle Subventi-
onen zu denken; vielmehr gilt es, den jeweiligen 

Zur Reform umweltschädlicher Subventionen

Seziermesser statt Rasenmäher 
Die Debatte um die Kürzung staatlicher Subventionen im Zuge der Haushalts
sanierung hat auch die Diskussion um die Kürzung nach Umweltgesichtspunkten 
wiederbelebt. Sollen pauschal alle oder verstärkt umweltschädliche staatliche 
Förderungen reduziert werden? Eine Einzelfallprüfung nach Umweltgesichts
punkten hätte ökologisch positive Effekte und könnte einen Beiitrag zu einem 
rationaleren Subventionssytem leisten.
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sektoralen und regionalen Kontext und insbeson-
dere eventuell vorhandene Erfahrungen mit „Um-
weltprüfungen“ im weitesten Sinne einzubezie-
hen.
Idealtypisch können folgende zentrale Bestand-
teile unterschieden werden:
● Screening: Zunächst muss Einigkeit darüber 
geschaffen werden, welche Subventionen vermut-
lich negative Umweltauswirkungen nach sich zie-
hen und geprüft werden sollen. Hierbei kann zum 
einen auf vorhandene Untersuchungen zurückge-
griffen werden, in denen bestimmte Charakteristi-
ka von Subventionen als potenziell besonders 
umweltschädlich eingestuft wurden. Zum anderen 
sind umweltrechtliche und politische Vorgaben 
wie Umweltqualitätsziele zu berücksichtigen. Im 
Sinne möglichst geringer Transaktionskosten sind 
auch sonstige Restriktionen wie Zeit- und Perso-
nalaufwand, Abstimmungsbedarf zu bedenken. 
Insgesamt dürfte aufgrund bisheriger Erfahrungen 
im Ausland, wie etwa in den Niederlanden, die 
Zahl der zu prüfenden Subventionen bereits an 
dieser Stelle deutlich sinken.
● Scoping: Für die näher zu untersuchenden Sub-
ventionen gilt es sodann, Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltfolgenabschätzung festzule-

gen und die damit verbundenen methodischen 
Fragen zu klären. Ein erstes Ergebnis des Scoping 
bildet ein Bewertungsraster, indem bestimmte 
durch Subventionen induzierte Aktivitäten etwa in 
Form einer Matrix den betroffenen Umweltbe-
reichen gegenübergestellt werden. Schließlich 
können verschiedene Reformalternativen durch-
gespielt werden, wobei hierbei auch bestehende 
subventionspolitische Ziele hinterfragt oder über-
haupt erst aufgedeckt werden.
● Umwelterklärung: Indem das Ausmaß der 
wahrscheinlichen Umweltauswirkungen, die Be-
wertungen und die Reformalternativen sowie Aus-
gleichsmaßnahmen schriftlich dokumentiert wer-
den, wird die Transparenz des Reformprozesses 
gewährleistet. Die Umwelterklärung kann einer 
späteren Gesetzesinitiative als Referenz für den 
Entscheidungsprozess beigelegt werden.
Entscheidend für den Reformprozess sind auch die 
beteiligten Akteure. Eine Verbreiterung des Re-
formprozesses im Sinne eines Multi-Stakeholder-
Ansatzes könnte dazu beitragen, die Wissensbasis 
zu vergrößern, schwer artikulierbare Interessen zu 
integrieren und systematisch nach Kooperations-, 
Konsens- und Kompromisslinien zu suchen. Gleich-
zeitig gilt es aber gerade bei Subventionen, sich der 

Gefahr einer Blockade durch Partikularinteressen 
und der Tendenz zu faulen Kompromissen zu La-
sten Dritter bewusst zu bleiben.
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